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In Zukunft zahlen alle Eigentümer

VON RAINER NEUBERT

TRIER-PFALZEL Der Ortsbeirat 
Trier-Pfalzel hat sich am Mittwoch-
abend für die Einführung wieder-
kehrender Straßenausbaubeiträge 
ausgesprochen. Die Entscheidung 
ist mit sieben zu sechs Stimmen äu-
ßerst knapp ausgefallen. Sowohl bei 
der SPD wie bei der UBT wurde un-
einheitlich abgestimmt. Die Stadt-
verwaltung arbeitet nun eine detail-
lierte Satzung aus, die der Stadtrat in 
seiner letzten Sitzung des Jahres am 
17. Dezember verabschieden muss.
Denn wenn die Umstellung erst im 
kommenden Jahr erfolgen würde, 
müsste es bei dem bereits begonne-
nen Ausbau der Eltzstraße bei der 
Einmalzahlung der 48 Anlieger blei-
ben. Die Umstellung in Pfalzel wird 
auch Folgen für weitere Stadtteile ha-
ben. Denn nach Aussage von Baude-
zernent Andreas Ludwig soll das in 
Euren und Zewen ebenfalls disku-
tiert werden (TV vom 9. November). 

Eine Woche nach der äußerst emo-
tionalen Informationsveranstaltung 
war der Ton in der auf die Beiratsmit-
glieder beschränkten Diskussion im 

Ortsbeirat nun sachlich. Ortsvorste-
herin Margret Pfeiffer-Erdel (UBT), 
die sich am Ende nicht an der Ab-
stimmung beteiligte, hatte keine 
Probleme, die Veranstaltung zu lei-
ten. Dazu trugen wesentlich die ziel-
führenden Erläuterungen von Anke 
Schmitz bei, die als Expertin für Ab-
rechnungsangelegenheiten das Tief-
bauamt der Stadt repräsentierte. 
Eine Schätzung über die Höhe der 
Beitragsbemessung wollte sie aller-
dings nicht abgeben. „Das wäre un-
seriös, bevor wir nicht die 1225 steu-
erpflichtigen Objekte untersucht 
und bewertet haben, die in dem Bei-
tragsgebiet liegen“, so ihre Begrün-
dung dafür. „Das wird die Verwaltung 
mindestens für ein halbes Jahr be-
schäftigen.“

Anders als bei Einmalbeiträgen, 
bei denen ausschließlich die Anlieger 
der betroffenen Straße an den Kos-
ten beteiligt werden, verteilen sich 
diese bei wiederkehrenden Beiträ-
gen auf alle Grundstücks- und Woh-
nungseigentümer im Abrechnungs-
gebiet. Jedes Grundstück wird dabei 
nach Größe, Lage und Art der Bebau-
ung einzeln bewertet. Mieter dürfen 
nicht unmittelbar belastet werden. 
Jährlich verrechnet werden die Stra-
ßenbauinvestitionen für das laufen-
de Jahr. Dadurch wird zum Beispiel 
der Gesamtanteil der Kosten für die 
2,5 Millionen Euro teure Eltzstraße 
auf drei bis vier Jahre verteilt. „Für die 
städtischen Grundstücke, zum Bei-
spiel Sportplatz und Friedhof, muss 
die Stadt wie ein privater Anlieger 
zahlen“, versicherte Schmitz.

Grundsätzlich ändern sich beim 
Wechsel auf wiederkehrende Bei-
träge die Kostenanteile. So redu-
ziert sich der öffentliche Anteil von 
50 auf 30 Prozent. „Es gibt rechtlich 

für die Verwaltung keine Möglichkeit, 
das zugunsten der Anlieger zu verän-
dern“, machte die Expertin mit Ver-
weis auf Mariahof klar. Dort sollte der 
Anteil der Stadt 40 Prozent betragen, 
was nach einer Rüge des Landesrech-
nungshofs auf 30 Prozent reduziert 
werden musste.

In der intensiven Diskussion vor 
der entscheidenden Abstimmung 
im Amtshaus beklagte Sarah Lo-
renz (UBT), dass ein Antrag der AfD 
in der Stadtratssitzung am Dienstag 
von allen anderen Fraktionen ab-
gelehnt wurde, den Anteil der Stadt 
auf 70 Prozent festzulegen. Die Stadt-

ratsmitglieder Theresia Görgen (Die 
Linke), Thomas Neises und Andre-
as Schleimer (beide SPD) verteidig-
ten ihre klare Ablehnung und war-
fen der AfD Populismus vor. „Der 
Antrag ist gefährlich, weil er wider 
besseren Wissens suggeriert, dass 
Rat und Stadtverwaltung darauf eine 
Einflussmöglichkeit haben.“

Wolfgang Sevenich (CDU) verhin-
derte mit der Erläuterung für sein 
Abstimmungsverhalten pro wieder-
kehrende Beiträge einer erneute Es-
kalation der Diskussion. Er sei unent-
schieden gewesen und habe sich bei 
Bekannten und Freunden in Pfalzel, 

Mariahof, Kenn und Zewen erkun-
digt. „Ich werde in den kommenden 
15 Jahren nicht von einem Straßen-
ausbau vor meiner Haustür profi-
tieren können. Nach meinen Ge-
sprächen bin ich aber dennoch für 
wiederkehrende Beiträge.“ 

Die Anwohner der Eltzstraße at-
men nach dem knappen Votum des 
Ortsbeirates auf. „Das ist eine gute 
Lösung für alle“, freut sich Christoph 
Herz. Der Unternehmer wäre bislang 
mit mehr als 300 000 Euro zur Kasse 
gebeten worden. Nun wird es deut-
lich weniger. Wie viel, wird erst in ei-
nem halben Jahr klar sein. 

Pfalzel ist nach Mariahof 
der zweite Stadtteil, in 
dem alle Grundstücks- 
und Wohnungseigentü-
mer für den Straßenbau 
zahlen werden. Diese 
Grundsatzentscheidung 
hat der Ortsbeirat mit 
knapper Mehrheit getrof-
fen – mit Folgen für weite-
re Stadtteile.

Für wiederkehrende Beiträge muss ein Abrechnungsgebiet überschaubar und klar abgrenzbar sein. In der Karte der Ver-
waltungsvorlage für Pfalzel ist deutlich zu erkennen, dass diese Voraussetzung erfüllt ist.   FOTO: RAINER NEUBERT

Der Protest 
hat sich gelohnt

Die Entscheidung für wie-
derkehrende Beiträge war 
denkbar knapp und lässt 

die Anwohner der Eltzstraße auf-
atmen. Nun werden die Kosten für 
den Ausbau dieser und aller fol-
gender Straßen in dem Stadtteil 
auf alle Grundstücks- und Woh-
nungseigentümer verteilt. Das än-
dert nichts an den Fehlern von Ver-
waltung und Stadtrat, den Ausbau 
der Straße um Jahre hinauszuzö-
gern, wodurch sich die Kosten ver-
doppelt haben. Haftbar gemacht 
werden kann dafür allerdings nie-
mand, auch wenn das nicht jeder 
in Pfalzel versteht. 

Dem heftigen und öffentlich-
keitswirksamen Protest aus der 
Eltzstraße ist es zu verdanken, dass 
die Stadt von ihrer Position abge-
rückt ist, dass hier und in weite-
ren Stadtteilen nur Einmalbeiträ-
ge möglich sind. Das macht die 
Entscheidung in Pfalzel zum Prä-
zedenzfall zum Beispiel für Euren 
und Zewen und verdient ein Kom-
pliment. Auf Druck kann die Ver-
waltung also auch dazulernen.

r.neubert@volksfreund.de
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64 000 Autos und die Frage nach Rezepten gegen den Kollaps
VON RAINER NEUBERT

TRIER Wer sich in Trier am Morgen
und in den Nachmittagsstunden
für das Auto als Verkehrsmittel ent-
scheidet, muss in der Regel viel Ge-
duld mitbringen. Sobald auf dem Al-
leenring ein Unfall passiert, mutiert 
der dichte Verkehr zu Chaos. Kaum 
ein Mitglied im Trierer Stadtrat zwei-
felt daran, dass sich diese Situation 
ohne Reglementierung  weiter ver-
schärfen wird. Davon zeugt auch die
Tagesordnung der Sitzung am Diens-
tag. Sechs Mal drehte sich da die Dis-
kussion um Autos, ÖPNV und Rad-
fahrer.  

Wie schwierig es ist, in Trier die 
Menschen von neuen Möglichkei-
ten der Mobilität zu überzeugen, 
zeigen die Zahlen, die Dezernent 
Andreas Ludwig von der Zulassungs-
stelle mitgebracht hat. „Aktuell sind 
65 770 PKW in Trier zugelassen. Das 

sind 10 000 mehr als vor zehn Jah-
ren.“ Mehr als jeder zweite Bewoh-
ner in Trier verfügt demnach über ein 
Auto. Im Kreis sei die Zahl der Fahr-
zeuge im gleichen Zeitraum sogar
um 30 000 gestiegen. 

„Wir haben so viele Zulassungen

wie nie zuvor“, macht Ludwig klar. 
„Das komplett auf das Rad oder den
ÖPNV zu bringen, ist nicht zu leis-
ten.“ In der Diskussion um die bes-
sere Leitung der Verkehrsströme ver-
weist er auf das Mobilitätskonzept
2025, das 2006 im Rahmen eines
Bürgerforums und sieben Jahre spä-
ter in einem mehr als 300 Seiten um-
fassenden Papier vom Trierer Stadt-
rat verabschiedet wurde. Die darin 
formulierten Ziele sind Anteile von
45 Prozent Verkehr mit dem Auto, 20 
Prozent mit Bus oder Bahn, 15 Pro-
zent mit dem Fahrrad und 20 Prozent 
zu Fuß. Entwicklungen beim Fahrrad
habe es gegeben, berichtet der De-
zernent. Eine Analyse zum Stand der
Umsetzung des Konzeptes sei derzeit 
in Arbeit. 

Vor allem die Grünen-Fraktion
drängt mit Blick auf den ausgerufe-
nen Klimanotstand auf Veränderun-
gen. „Wenn wir mit der Mobilitäts-

wende anfangen wollen, müssen wir 
aktiv werden“, fordert Thorsten Kret-
zer, der den Antrag für eine Stellplatz-
satzung einbringt, die der Stadt mehr
Flexibilität ermögliche. Zum Beispiel
sollen beim Neubau von Sozialwoh-
nungen weniger als die derzeit 1,25 
Parkplätze pro Einheit verpflichtend
sein. Die Verknappung von Stellplät-
zen soll den Druck für die Allgemein-
heit erhöhen, auf das eigene Auto zu
verzichten. 

Als Prüfauftrag an die Verwaltung 
findet das Anliegen der Grünen eine 
Mehrheit, obwohl viele von CDU,
FDP, UBT und AfD dieser Argumen-
tation nicht folgen können. „Wir 
müssen Quartiersgaragen schaf-
fen“, schlägt Udo Köhler (CDU) vor. 
AfD-Sprecher Michael Frisch wehrt 
sich gegen Einschränkungen für Au-
tofahrer.  Und auch FDP-Mann Tobi-
as Schneider kann sich nur schwer 
mit Einschränkungen für Autofahrer 

anfreunden. „Es geht darum, darüber 
zu sprechen, was wir in Trier wollen“, 
ist dennoch seine treffende  Forde-
rung. 

Überwiegend einig sind sich die 
Fraktionen darüber, dass nach der
Erhöhung der Bus- und Bahntickets 
auch die Parkgebühren in Trier stei-
gen müssen. Denn nur wenn die 
Fahrt mit dem Auto in die Stadt mehr 
koste als die Busbenutzung, bleibe
ein Umstieg auf den ÖPNV attraktiv. 
Um wie viel die Preise für die 3200
Parkplätze in den SWT-Parkhäusern- 
und Tiefgaragen und auf den mehr
als 7000 öffentlichen Parkplätzen
steigen sollen, und wann das umge-
setzt wird, soll auf Antrag der SPD zu-
nächst vom Arbeitskreis Parken dis-
kutiert werden. Mit ihrem Antrag, 
eine neue Gebührenordnung zum 
1. Januar 2021 in Kraft zu setzen und 
Mehreinnahmen für den ÖPNV und 
die flächendeckende Einführung des 

bislang nur auf dem Augustinerhof 
möglichen Handy-Parktickets zu
verwenden, finden die Grünen al-
lerdings keine Mehrheit.  

Aus Eigenmitteln wird die Stadt
Trier einen kostengünstigen ÖPNV 
nicht umsetzen können. Das ist im 
Stadtrat unstrittig. Was tun? Wäh-
rend die CDU in einer Resolution 
das Land auffordern will, sich stär-
ker zu beteiligt, richten SPD, Grü-
ne und FDP – die in der Landesre-
gierung vertretenen Parteien – diese 
Forderung an den Bund. Nach lan-
ger Diskussion und Sitzungsunter-
brechung die salomonische Lösung:
Beide Forderungen werden in einer
Resolution gebündelt und einstim-
mig verabschiedet. Es gibt also auch 
Verkehrsthemen, bei denen sich der 
Rat einig ist. 

10 000 Fahrzeuge mehr innerhalb von zehn Jahren. Das Thema Verkehr nimmt auch im Stadtrat Trier eine zunehmend wichtige Rolle ein.

Stau auf der Kaiser-Wilhelm-Brücke. 
Kein seltenes Bild in Trier.
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